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den Gesundheitssystemen der OECD-
Welt einerseits ein allgemeiner Trend 
zu zur Privatisierung fi ndet, zugleich 
aber auch starke Konvergenztendenzen 
und eine Hybridisierung der Systemty-
pen. Die Schlussfolgerungen aus dieser 
Zusammenfassung fallen allerdings et-
was knapp aus: Hier hätte sich die Le-
serin eine Diskussion der Relevanz die-
ser Erkenntnisse in Hinblick auf die 
sich wandelnde Rolle des Staates im 
Allgemeinen und Veränderungen poli-
tischer Steuerungsmöglichkeiten und 
-strategien gewünscht. Nichtsdesto-
weniger bietet der Band eine informati-
ve Lektüre für an Theorie und Empirie 
politischer Steuerung und am Wandel 
von (Wohlfahrts-) Staatlichkeit interes-
sierte Leser.

Claudia Landwehr

POLITIKFELDANALYSE

Dreier, Horst, Friedrich Wilhelm Graf 
und Joachim Jens Hesse (Hrsg.). 
Staatswissenschaft und Staatspraxis. 
Baden-Baden. Nomos 2011. 474 Seiten. 
98 €.

Der Staat ist zurück. Spätestens seit der 
Wirtschafts- und Finanzkrise ist staat-
liches Handeln wieder verstärkt zu be-
obachten. Zugleich hat – so das Urteil 
der drei Herausgeber des hier zu rezen-
sierenden Sammelbandes – das Lissa-
bon-Urteil des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) zu einer stärkeren Dis-
kussion von Staat und staatlichem 
Handeln geführt.
Der von Horst Dreier, Friedrich Wil-
helm Graf und Joachim Jens Hesse her-
ausgegebene Band nähert sich Staat-
lichkeit sowie der Diskussion um das 

Verschwinden, Zerfasern und Wieder-
erstarken des Staates aus verschiede-
nen Blickwinkeln an. Dies schlägt sich 
in einer Dreigliederung des Buches nie-
der: Im ersten Abschnitt des Buches 
wird, inspiriert durch das Lissabon-
Urteil des BVerfG, das Thema Staat 
und Europa untersucht, der zweite Ab-
schnitt widmet sich vor dem Hinter-
grund der letzten Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise dem Handeln des Staates in 
Zeiten der Krise, und der dritte (inhalt-
lich umfangreichste) Teil versammelt 
vor allem Texte zu Veränderungen 
von Staatlichkeit und deren Grundla-
gen. Diesen drei Abschnitten vorange-
stellt führt Joachim Jens Hesse recht 
breit in die Beiträge des Sammelbandes 
ein und skizziert zugleich die wesentli-
chen Punkte der Diskussion von Staat 
und Staatlichkeit.
Die Eröffnung für die unter der Über-
schrift „Nationalstaat und Europa“ 
versammelten Texte hat Dieter Lange-
wiesche verfasst. Langewiesche nähert 
sich dem Phänomen Staat in histori-
scher Perspektive und verweist auf die 
Einzigartigkeit des europäischen Integ-
rationsprozesses: „Dass bestehende 
Nationalstaaten freiwillig und vertrag-
lich geregelt Souveränitätsrechte abge-
ben, um sich einer supranationalen Ins-
titutionenordnung einzufügen, hat in 
der Vergangenheit nirgendwo einen 
Vorläufer“ (35). Anschließend zeigt 
Werner Abelshauser, dass am Anfang 
eher wirtschaftliche Gesichtspunkte die 
europäische Integration bestimmten; 
zunehmend jedoch politische Überle-
gungen die europäischen Nationalstaa-
ten zur Souveränitätsabgabe führen. 
Peter M. Huber widmet sich Fragen 
der Legitimation der EU und der in 
Brüssel getroffenen Entscheidungen. 
Leicht resigniert stellt er dabei fest, 
dass die Wahlen des Europäischen Par-

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2012-3-541 - Generiert durch IP 216.73.216.57, am 06.03.2026, 05:21:18. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2012-3-541


542 PVS, 53. Jg., 3/2012

PVS-Literatur

lamentes eigentlich die Legitimations-
kraft Europas erhöhen müssten. Da 
das Parlament jedoch faktisch nur be-
grenzte Macht hat und vor allem nati-
onale Interessen bei den Wahlen eine 
Rolle spielen, kann das Parlament und 
dessen Wahl die Legitimation Europas 
nicht stärken. Matthias Ruffert analy-
siert das Lissabon-Urteil des BVerfG 
und zeigt kenntnisreich die Konfl iktli-
nien im Urteil auf. Dabei geht er auch 
auf die Debatte zwischen Staats(rechts)
wissenschaft und den Richtern in 
Karlsruhe ein und plädiert dafür, dass 
die notwendige Diskussion des Urteils 
sich stärker an sachlichen Punkten ori-
entiert sollte. Wolfgang Wessels disku-
tiert die Auswirkungen des Lissabon-
Vertrages für das Verhältnis von (Nati-
onal-)Staat und Europäischer Union. 
Fritz W. Scharpf nähert sich anschlie-
ßend den Grundfragen der europä-
ischen Integration. Eindrucksvoll weist 
er nach, dass die negative Integration 
der Europäischen Union vor allem zum 
Abbau von wohlfahrtsstaatlichen Ele-
menten der sozialen Marktwirtschaft 
führte. Hierfür macht er vor allem den 
Europäischen Gerichtshof verantwort-
lich: „Die negative Integration durch 
das politisch nicht korrigierbare euro-
päische Richterrecht lässt die ‚liberalen 
Marktwirtschaften’ weitgehend unbe-
rührt; aber sie untergräbt die Instituti-
onen und die politische Praxis der sozi-
alen Marktwirtschaft […]“ (135).
Unter der Überschrift „Staat im Zei-
chen der Krise“ stehen im Blickfeld des 
zweiten großen Abschnitts Analysen 
zum Umgang mit den Folgen der Wirt-
schafts- und Finanzkrise. Zunächst 
skizziert Harold James die Auswirkun-
gen für die Sozialwissenschaften und 
deren Analysefähigkeit. James verbin-
det mit dieser Skizze eine Kritik der 
Wirtschaftswissenschaften, welche ihre 

Analysefähigkeit für reale Vorgänge in 
Teilen verloren zu haben scheint. Aus 
einer politökonomischen Perspektive 
analysiert László Csaba vor allem die 
nachfrageorientierten Maßnahmen der 
europäischen Staaten zur Bewältigung 
der Krise und deren Wirkung auf die 
Rolle und das Verständnis des Staates. 
Auch wenn Csaba diese Maßnahmen 
teilweise begrüßt, sieht er in ihnen zu-
gleich die Gefahr eines „neuen“ Wirt-
schaftsprotektionismus. Daran an-
schließend beschäftigt sich Joachim 
Wieland mit in Krisenzeiten verstaat-
lichten Unternehmen. Er plädiert dafür, 
dass die Politik überlegen muss, ob sie 
nach Bewältigung der Krise die zuvor 
verstaatlichten Unternehmen wieder 
privatisiert. Vielmehr sollten die mit ei-
ner Verstaatlichung verbundenen Prä-
ventionsmöglichkeiten für zukünftige 
Krisen nicht leichtfertig aus der Hand 
gegeben werden. Ebenfalls politökono-
misch stellt Uwe Wagschal die Folgen 
der Finanzkrise für die öffentlichen 
Haushalte dar. Sein Plädoyer für eine 
Begrenzung vor allem der Ausgaben 
mag richtig sein – die Argumentation, 
die zu Wagschals Ergebnis führt, kann 
jedoch wenig überzeugen, da sie unnö-
tigerweise einige wesentliche Punkte 
der Diskussion unterschlägt. So wird 
die Frage der Haushaltssanierung 
durch Einnahmenerhöhung bestenfalls 
am Rande behandelt. Auch Bernd Raf-
felshüschen und Stefan Moog stellen in 
Ihrem Beitrag die Auswirkungen der 
Finanzkrise auf die öffentlichen Haus-
halte dar – die Darstellung lässt jedoch 
ebenfalls einige Argumente vermissen 
und konzentriert sich zu stark auf „rei-
ne Zahlen“. Jakob de Haan wiederum 
beschäftigt sich in seinem Text mit der 
in Folge der Finanzkrise häufi g artiku-
lierten Forderung nach einer stärkeren 
Regulierung des Finanzsektors – und 
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weist diese als letztlich wirkungslos zu-
rück. Am Ende des zweiten Abschnittes 
diskutiert Werner Heun die im Zuge 
der Föderalismusreform im Grundge-
setz verankerte Schuldenbremse und 
kommt dabei analytisch überzeugend 
zu einem vernichtendem Urteil: „Die 
jüngste, auch aus Populismus geborene 
deutsche Verfassungsreform ist […] 
in  seltenem Maße formal und inhalt-
lich missglückt und irregeleitet“ (265).
Im letzten Abschnitt des Bandes nä-
hern sich die Autoren dem Phänomen 
Staatlichkeit an. Die Eröffnung hat 
Jan-Erik Lane verfasst; vor allem der 
Output staatlichen Handelns für die 
Zufriedenheit der Bürger steht bei ihm 
im Fokus; Politik jenseits des Outputs 
wird jedoch nur unzureichend betrach-
tet. Deutlich breiter ist die soziologi-
sche Analyse Richard Münchs ange-
legt, die das Regieren auf europäischer 
Ebene im Blick hat. Bestimmt wird dies 
nach Münch durch „Verwissenschaftli-
chung und Vermarktlichung“, welche 
letztlich zu einer Entpolitisierung füh-
re: „An Stelle der Aushandlung von 
Kompromissen zwischen den Vertre-
tern der betroffenen Interessengruppen 
tritt das Regieren mit Zahlen, Tabellen 
und Kuchendiagrammen […]“ (294). 
Ebenfalls klug argumentierend unter-
sucht Ludger Helms die Entschei-
dungs- und Reformfähigkeit von De-
mokratien. Er weist nach, dass man-
gelnde Reformen weniger durch den 
Bürger induziert sind, sondern vor al-
lem durch poli tische Rationalitäten. 
Dem Zentrum politischen Entschei-
dens nähert sich  Werner J. Patzelt an, 
der darauf hinweist, dass Parlamente 
nicht zwangsläufi g mit demokratischen 
Regierungsformen oder politischen 
Entscheidungen verknüpft sein müssen. 
Als Beleg führt er historische Vorgän-
ger des heutigen Parlamentsverständ-

nisses an und vergleicht sie mit aktuel-
len Formen des Parlamentarismus. 
Udo di Fabio diskutiert anschließend 
das Phänomen der Öffentlichen Mei-
nung und arbeitet die unterschiedli-
chen Funktionen und Aufgaben für de-
mokratisches Handeln heraus; hin-
sichtlich der Rolle neuer Medien bleibt 
er in der Bewertung allerdings zurück-
haltend. Etwas langatmig geht Otfried 
Höffe auf die Verknüpfung von Demo-
kratie und Wohlstand ein – und plä-
diert aufgrund (vermeintlich) sinken-
der Wirtschaftsleistung für einen nicht 
rein ökonomischen Wohlstandsbegriff. 
Anschließend diskutiert Friedrich Wil-
helm Graf die Rolle von Christen und 
Kirchen in Demokratien. Das Plädoyer 
für eine Beteiligung von Christen an 
demokratischer Politik kann dabei 
überzeugen; in Auseinadersetzung mit 
Habermas und Rawls fordert Graf, 
dass Christen sich unter Wahrung des 
Respekts für das Gegenüber einbringen 
sollen. Den Abschluss des dritten Ab-
schnittes bildet der Beitrag von Bruno 
S. Frey, Alois Stutzer und Susanne 
 Neckermann: Diese stellen neue Ansät-
ze zur Messung von Glück vor und 
fordern, dass Politik nicht darauf ge-
richtet sein sollte, direkt das Glück ih-
rer Bürger zu fördern. 
Den Abschluss des Bandes bildet die 
von den drei Herausgebern verfasste 
Zusammenführung und kritische Wür-
digung der wesentlichen Argumente, 
welche in den letzten Jahren die Dis-
kussion um Staat und Staatlichkeit be-
stimmten. Ihr Resümee lautet: „[…] 
hierzu hatten allerdings nüchterne Na-
turen mit etwas stärkerer Bodenhaf-
tung beharrlich festgehalten, dass die 
Gesamtheit hoheitlicher Ordnungs- 
und Leistungsaufgaben nach wie vor 
ganz überwiegend nationalstaatlich ge-
prägt ist“ (444).
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In der Gesamtschau hinterlässt der 
Band zunächst einen soliden Eindruck: 
Er versammelt spannende Überlegen 
zum Thema Staat und Staatlichkeit. Al-
lerdings enttäuschen einige Artikel mit 
einem nur schwer erkennbaren Bezug 
zum Thema des Bandes. Wünschens-
wert wären auch Verweise zwischen 
den einzelnen Texten gewesen. Über-
zeugend wirken die Breite der Themen 
sowie einige recht interessante Analy-
sen. Dadurch, dass diese so herausra-
gen, fällt die unterschiedliche Qualität 
der Einzelbeiträge stärker auf. 
Irritierend ist jedoch der avisierte Preis 
des Bandes von 98 €: Vor allem die (im 
Sammelband nicht kenntlich gemach-
te) vollständige Übernahme der Beiträ-
ge aus einem Doppelheft der „Zeit-
schrift für Staats- und Europawissen-
schaften“ (Heft 3-4/2009; Preis: 39 €) 
verwundert. Eine gegenüber dem Edi-
torial der Zeitschrift geringfügig verän-
derte Einleitung sowie die im Sammel-
band ergänzte Zusammenfassung der 
drei Herausgeber können diesen Auf-
schlag nicht rechtfertigen.

Torsten Preuß

Feld, Lars P., Peter M. Huber, Otmar 
Jung, Christian Welzel und Fabian 
Wittreck (Hrsg.). Jahrbuch für direkte 
Demokratie 2010. Baden-Baden. 
Nomos 2011. 429 Seiten. 59 €.

Das Themenfeld der direkten Demo-
kratie hat in den letzten Jahren im poli-
tischen Raum und in der wissenschaft-
lichen Diskussion eine rasch wachsende 
Bedeutung erfahren, und in einem Jahr-
buch mit interdisziplinärem Konzept 
fi ndet das seinen sinnfälligen Ausdruck. 
Wie der Eröffnungsband des Jahrbuchs 
für direkte Demokratie (JfD) für das 
Jahr 2009 erweist sich auch der zweite 

Band für 2010 erneut als Fundgrube 
vielfältiger Informationen und Refl exi-
onen. In der Struktur mit Abhandlun-
gen, Dokumentation, Länderberichten, 
Rechtsprechung, Gutachten, Rezensio-
nen und Literatur wird die Heterogeni-
tät der Beiträge gut eingefangen. Die 
wiederkehrenden Teile bieten Grundda-
ten zu Volksbegehren und Volksent-
scheiden in den Bundesländern (Otmar 
Jung), Länderberichte über die Praxis 
direkter Demokratie in den US-Bundes-
staaten (Hermann Heußner) und in der 
Schweiz (Axel Tschentscher und Domi-
nika Blonski), einen aktuellen Recht-
sprechungsüberblick (Fabian Wittreck) 
sowie neu erschienene, auch internatio-
nale Literatur. 
Waren die problemorientierten Ab-
handlungen im ersten Band stärker von 
staatsrechtlichen Diskussionen geprägt, 
tritt diesmal der interdisziplinäre Cha-
rakter mit mehreren politikwissen-
schaftlichen Aufsätzen zu möglichen 
institutionellen Gestaltungen direkter 
Demokratie auf Bundesebene deutli-
cher hervor. Werner Patzelt erörtert ein 
breites Spektrum direktdemokratischer 
Verfahrensformen unter Einschluss der 
Initiative für neue Gesetzesvorschläge 
(Volksgesetzgebung) und diskutiert die 
jeweiligen funktionalen Potentiale. 
Demgegenüber argumentiert Frank De-
cker mit strenger Ableitung aus dem 
Systemmodell parlamentarischer Mehr-
heitsdemokratie gegen eine Volksge-
setzgebung und kann sich allenfalls für 
ein volksinitiiertes Gesetzesreferendum 
erwärmen. Thomas Benedikter unter-
sucht im Vergleich Südtirols und der 
mehrsprachigen Kantone der Schweiz, 
inwieweit direkte Demokratie die 
Rechte und Interessen von Sprachmin-
derheiten beeinträchtigen kann. Wäh-
rend sich die wenigen einschlägigen 
Abstimmungen in der Schweiz nur sel-
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